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Der vorliegende Text behandelt die Frage, ob Ungleich-
heit negative Auswirkungen auf das Wirtschaftswachs-
tum hat. Hierzu wird zunächst ein in der Zeitschrift
American Economic Review publiziertes Papier von Tors-
ten Persson und Guido Tabellinimit dem Titel „Is Inequa-
lity Harmful for Growth?“ (1994) vorgestellt, bevor wei-
tere einschlägige Artikel dieses Themenkreises disku-
tiert werden. Ziel soll es sein, Aufbau, Methodik und Er-
gebnisse der Modelle zu schildern, um dem Leser einen
Zugang zu verschiedenen Fragestellungen politökono-
mischer Forschung zu ermöglichen.
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Die Erforschung von Gleichheit und Ungleichheit, ihren
Determinanten und ihren Folgen gewann in den letzten

dreißig Jahren große Aufmerksamkeit in nahezu allen So-
zialwissenschaften. Auch in der Ökonomik entwickelten
sich unter dem Stichwort „Inequality Research“ unter-
schiedlichste Forschungszweige (vgl. Atkinson, 1970,
1974; weiterführend etwa Sen, 1992, 1997; für einen Über-
blick vgl. Atkinson/Bourguignon, 2000, und Salverda/No-
lan/Smeeding, 2009; zu Public Choice Gaertner, 2009;
Mueller, 2003; grundlegend Arrow, 1950 und 1951). Ähn-
lich anderer Großbegrifflichkeiten – wie etwa aus dem
Feld der „Freiheit“ oder der „Gerechtigkeit“ – bleibt das
Aufstellen von allgemein gültigen und alle Aspekte bein-
haltenden Definitionen allerdings auch für den Begriff der
„Gleichheit“ eine unabschließbare Aufgabe. Für die Öko-
nomik bleibt zuvörderst die Frage zu klären, was unter
ökonomischer Ungleichheit überhaupt zu verstehen ist
(vgl. u. a. von Weizsäcker, 2006) und welche Indikatoren
sodann bei der Analyse und Operationalisierung von Un-
gleichheit prinzipiell verwandt werden sollen: in Betracht
kommen etwa die Verteilung von Vermögen oder Einkom-
men, Unterschiede in den Lebensstandards, der Lebenszu-
friedenheit oder der Ressourcenzuteilung an bestimmte
Gruppen, etwa von Gesundheits- oder Bildungsleistungen.
Dabei scheint die Verteilung der Einkommen – nicht zu-
letzt aus Gründen der validen Mess- und Beobachtbarkeit
– der in der heutigen Forschung am weitesten verbreitete
Analyseindikator zu sein.

Als statistisches Maß finden der Gini-Koeffizient und in
der Visualisierung die Lorenzkurve Verwendung (zuerst
Gini, 1921; vgl. weiterführend Blümle, 1975). Für die po-
litökonomische Forschung bedeutsam ist die Analyse des
sog. Medianverdieners, die dessen Einkommenshöhe in
Relation zur Höhe des Durchschnittseinkommens setzt.
Empirische Untersuchungen belegen, dass Einkommens-
verteilungen regelmäßig rechtsschief sind, dass also der
Medianverdiener links vom Durchschnittsverdiener liegt
und mithin weniger Einkommen als dieser erzielt (vgl. Co-
well, 2000): je mehr sich beide Positionen voneinander
entfernen, desto ungleicher ist die Einkommensverteilung
der Gesellschaft.

Nach diesen allgemeinen Vorbemerkungen ist es Ziel die-
ses Beitrags, die Diskussion der neueren Forschung um
den Zusammenhang von (Un-)Gleichheit und Wachstum
nachzuzeichnen und dem volkswirtschaftlich interessier-
ten Leser den weit rezipierten Aufsatz von Persson/Tabel-
lini in seiner grundsätzlichen Argumentation vorzustellen.
Dabei soll nicht zur Gänze auf Modellierungsraffinessen
und technische Details verzichtet werden, zugleich soll al-
lerdings die Lesbarkeit gewahrt bleiben.
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1. Das Modell von Persson/Tabellini

1.1. Grundlegende Eigenschaften

Persson/Tabellini (1994) wählen ein overlapping generati-
ons model mit zwei Perioden. Die Bevölkerung wird als in
der Größe konstant betrachtet, alle Individuen haben glei-
che Präferenzen und handeln annahmegemäß eigennutz-
orientiert. Da sich die staatlichen Eingriffe nicht nur auf
einzelne Wirtschaftssektoren, sondern auf die gesamte
(Modell-)Wirtschaft auswirken, handelt es sich um ein ge-
neral equilibrium model. Zu beachten ist fernerhin, dass
das Modell sowohl die relevanten Wachstums- als auch die
Politikparameter simultan endogenisiert. Wie im nächsten
Abschnitt zu zeigen sein wird, ist es gerade das spezifische
Interesse des Modells, wirtschaftliches Wachstum durch
das Sparvolumen und somit indirekt durch politische Ent-
scheidungen zu erklären. Politische Entscheidungen wie-
derum werden letztlich durch Ungleichheiten in der Ver-
teilung personenspezifischer Fähigkeiten motiviert. Aus
der Vogelperspektive gesehen, werden also zwei für sich
betrachtet unabhängige Phänomene in einen Ansatz zu-
sammengeführt. Diese Gesamtschau erlaubt es schließlich,
Fragen über Ungleichheit und Wachstum zugleich zu ad-
ressieren.

1.2. Das Modell im Detail

Begonnen wird mit dem Nutzen � i eines beliebigen Indi-
viduums i, der vom Konsum ci in jungen Jahren (Peri-
ode 1) und vom Konsum di in der zweiten Lebenshälfte
(Periode 2) abhängt. Bezeichne t die zeitliche Periode und
i das zugeordnete Individuum, kann man ν wie folgt dar-
stellen:

ν t
i = U(ct–1

i , dt
i) (1.1)

U ist hier eine konkave, homothetische (also linear homo-
gene) Nutzenfunktion. Dabei bedeutet die Wahl einer kon-
kaven Nutzenfunktion, dass tendenziell im proportionalen
Verhältnis gleichmäßige Kombinationen von ci und di im
Vergleich zu „extremen“ Kombinationen bevorzugt wer-
den: in beiden Perioden gleichmäßig verteilter Konsum
stiftet mithin mehr Nutzen als geringer heutiger in Verbin-
dung mit hohem zukünftigen Konsum (und umgekehrt).
Die Annahme homothetischer Nutzenfunktionen stellt
eine oft verwendete Modellvereinfachung dar und führt
dazu, dass bei Einkommen beliebig hoher Art die Propor-
tion zwischen ci und di immer gleich ist. Das bedeutet in-
tratemporär, dass Individuen (unabhängig von ihren Ein-
kommen) stets dieselbe proportionale Kombination aus
heutigem und morgigem Konsum präferieren. Intertempo-
rär führen Einkommensänderungen ebenfalls nicht zu neu-
en Präferenzen bezüglich der proportionalen Zusammen-
setzung ihrer Konsumbündel (ct–1

i , dt
i).

Zweiter Ausgangspunkt und elementar bei jeder Modellie-
rung ist die Ausformulierung der Budgetrestriktionen. Zu-
nächst seien die dazu benutzen Gleichungen technisch er-
klärt, später dann auch anschaulich interpretiert: einerseits
resultiert die Ersparnis ki in Periode 2 aus dem Einkom-

men yi in Periode 1 abzüglich des Konsums ci in Periode
1. Zum anderen verbleibt in Periode 2 das zum Konsum,
was nach staatlichem Eingriff, d. h. nach der Besteuerung,
an Ersparnis netto verbleibt. Dieser Betrag wird durch
einen Marktzins r verzinst. In Periode 2 gibt es keine
Lohneinkünfte mehr; diese Periode kann somit als Renten-
zeit betrachtet werden. Der staatliche Eingriff � besteu-
ert alle Individuen, die über mehr als die durchschnitt-
liche Ersparnis k verfügen. Aus dieser Steuer werden
Transferleistungen finanziert. Der Sachverhalt stellt sich
wie folgt dar:

ct–1
i + kt

i = yt–1
i (1.2)

dt
i = r[(1 – Θt)kt

i + Θtkt] (1.3)

Das Einkommen sei mit den Begabungen der jeweiligen
Person gekoppelt, wobei sich die Begabung aus der
Durchschnittsbegabung in grundlegenden Fähigkeiten
w und personenspezifischen Fähigkeiten ei zusammen-
setzt. Beide Größen seien exogen gegeben. Außerdem sei
das Einkommen mit der durchschnittlichen Ersparnis der
Vorgänger-Generation gekoppelt: je höher die Ersparnis
der Vorgänger-Generation, desto höher seien die Löhne
der jungen Generation:

yt–1
i = (w + ei)kt–1 (1.4)

In einer möglichen Interpretation kann die durchschnittliche
Ersparnis k einer Generation nicht nur als physisches Kapital
gedeutet werden, sondern auch als Humankapital, das einen
positiven externen Effekt auf die Durchschnittsbegabung w
der Folgegeneration hat. Eine Generation, die in jungen Jah-
ren auf Konsum verzichtet, um aus den damit eingesparten
Ressourcen wachstumsfördernde Investitionen zu tätigen,
profitiert davon in alten Jahren. Denn mehr getätigte Inves-
titionen führen tendenziell zu einem höheren Lohnniveau in
der Nachfolgegeneration und somit zu einer Ausweitung
der Transfermöglichkeiten des Staates. Der staatliche Ein-
griff Θ kann damit als eine proportionale Kapitaleinkom-
menssteuer gesehen werden, deren Einnahmen als Pau-
schalbetrag an die Individuen im Rentenalter ausgeschüttet
werden (ähnlich bereits in Arrow, 1962, und Romer, 1986).

Die Verbindung zur Modellierung von politischen Ent-
scheidungen findet sich darin, dass aufgrund der Kopplung
von Fähigkeiten und Einkommen Rückschlüsse auf das
Wahlverhalten eines Individuums auf Grundlage seiner
Fähigkeiten (bei gegebenem Einkommen) gezogen wer-
den. Politische Entscheidungen werden folglich auf Un-
gleichheiten in der Verteilung personenspezifischer Fähig-
keiten zurückgeführt – der erste endogenisierte Aspekt,
der in das Modell integriert ist.

Daneben resultiere das Sparvolumen ki eines Individuums
aus der Differenz seines Einkommens yi und seines Kon-
sums ci in jungen Jahren, wobei wiederum der Konsum ci

vom staatlichen Eingriff Θ abhängt (vgl. 1.2 und 1.3):

kt
i = yt–1

i – ct–1
i (Θ) (1.5)

Die Erklärung des Wachstums g durch das Sparvolumen
und somit indirekt durch das Einkommen und den Kon-
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Abb. 1: Schematische Darstel-
lung des Modells von Persson/
Tabellini

sum liefert den zweiten Baustein. Genauer besehen defi-
niert das Modell Wachstum als die Änderung der durch-
schnittlichen Sparquote:

gt =
kt

kt–1

– 1 (1.6)

Der Schlüssel schließlich, mit dem beide endogene Mo-
dellbausteine zusammengefügt werden, liegt im Gedan-
ken, dass politische Entscheidungen das Sparvolumen k
ändern (können). Die Argumentationskette lautet: Die Ver-
teilung personenspezifischer Fähigkeiten beeinflusst die
Einkommensungleichheit (vgl. Gleichung 1.4), die wie-
derum politische Umverteilungsentscheidungen nach sich
zieht (vgl. Abschnitt 1.3), die ihrerseits das Sparvolumen
(vgl. Gleichung 1.5) und somit das Wachstum (vgl. Glei-
chung 1.6) verändern. Der zeitliche Ablauf sei wie folgt
modelliert: Zu Beginn der ersten Periode entscheiden sich
alle Wähler für den von ihnen bevorzugten Umfang staat-
licher Umverteilung Θ, danach bestimmen die Investoren
ihr jeweiliges Sparvolumen ki.

1.3. Der Medianwähler

Um nun den politökonomischen Prozess zu verstehen und
die Frage zu beantworten, wie die Höhe des Umvertei-
lungsvolumens Θ festgelegt wird, betrachtet das Modell
eine Demokratie, in der mittels Mehrheitsbeschluss ent-
schieden wird (sog. majority rule process). Dabei resultie-
re die Verteilungspräferenz des einzelnen Wählers aus der
Differenz zwischen durchschnittlicher Ersparnis k und in-
dividueller Ersparnis ki.

Für die Analyse des Wahlverhaltens sei zunächst das Me-
dianwählermodell vorgestellt. Hierzu ist nach der Politik-
präferenz des i-ten Individuums zu fragen, welche formal
aus der partiellen Ableitung des Nutzens ν i (vgl. 1.1) nach
der „Besteuerungsvariablen“ Θ unter Beachtung der bei-
den Budgetrestriktionen (1.2) und (1.3) resultiert. Die Ab-
leitung ist gleich null zu setzen und nach Θ aufzulösen.
Man erhält eine Gleichung, die die Gleichgewichtspolitik
Θ* implizit definiert. Θ* ist demnach eine Funktion, die
von w, r und den personenspezifischen Fähigkeiten des
Median-Individuums dieser Verteilung em abhängt:

Θ* (w, r, em) (1.7)

Dieses Median-Individuum lässt sich politökonomisch als
sogenannter Medianwähler interpretieren. Vereinfacht
ausgedrückt teilt dieser die Wählerschaft in zwei Lager:
Links neben sich blickt er auf alle Wähler, die von der je-
weils zur Entscheidung stehenden Variablen weniger prä-
ferieren, und rechts neben sich auf diejenigen, die hiervon

mehr präferieren. Geht man davon aus, dass sukzessive al-
le möglichen Entscheidungsalternativen von geringer bis
hoher Bereitstellung der jeweiligen Variablen zur Abstim-
mung stehen und eine einfache Mehrheit ausreichend zur
Annahme eines Vorschlages ist, wird die vom Medianwäh-
ler bevorzugte Höhe der Entscheidungsalternative die
Wahl gewinnen. Bei der theoretischen Untersuchung ist es
daher ausreichend, sich auf die Sichtweise des Median-
wählers zu beschränken (weiterführend Blankart, 2011,
Kap. 7; Congleton, 2004).

Um das ökonomische Gleichgewicht zu bestimmen, be-
dient man sich der Definitionsgleichung 1.6 und stellt fest,
dass dieses nach Umformulierung modellgemäß unter an-
derem auch von der „Besteuerungsvariablen“ Θ abhängt:

gt = G(w, r, Θt) (1.8)

Durch Einsetzen von Θ* in Gleichung 1.8 erhält man
schließlich das gesuchte politökonomische Wachstums-
gleichgewicht g*:

gt
* = G(w, r, Θt

*(w, r, em)) (1.9)

1.4. Zusammenfassung und Ergebnisse

Es zeigt sich, dass g* mit em steigt: bei höheren personen-
spezifischen Fähigkeiten des Medianwählers em (gleichbe-
deutend mit einem höheren Einkommen des Medianwäh-
lers ym) nimmt das Wachstum zu. Anders ausgedrückt
führt größere Gleichheit (ym rückt näher an das mittlere
Einkommen y heran) mithin ceteris paribus zu höherem
Wachstum. Die ökonomische Intuition könnte wie folgt
dargestellt werden: Größere Gleichheit führt zu geringerer
staatlicher Umverteilung und damit zu geringerer anreiz-
verzerrender Besteuerung. Hierdurch wird tendenziell eine
höhere Ersparnis induziert, was im Zusammenspiel letzt-
lich höheres Wachstum ermöglicht. Abb. 1 veranschau-
licht, wie die beiden endogenen Aspekte zu einem ganz-
heitlichen Modell zusammengeführt werden.

2. Wachstum und Ungleichheit – weiterführende
Ansätze

Wenn von Ungleichheit gesprochen wird, muss über Ver-
teilung und Umverteilung nachgedacht werden. Daher soll
im Folgenden auf weitere einschlägige Modelle hingewie-
sen sein, die das Basismodell in verschiedene Richtungen
erweitern. Dabei ist grundsätzlich zu unterscheiden zwi-
schen Modellen mit reiner staatlicher Umverteilungspoli-
tik und Modellen, die Maßnahmen zur Umverteilung mit
der Bereitstellung von öffentlichen Gütern kombinieren
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Abb. 2: Schematische Darstel-
lung des Modells von Perotti

(in Anlehnung an Inman, 1987, S. 649 ff.). Für jeden Typus
sei repräsentativ ein einschlägiges Modell ausgewählt. Aus
Platzgründen verlegen wir den Fokus von Detailbetrachtun-
gen auf eine vogelperspektivische Modelldarstellung.

2.1. Reine staatliche Umverteilungspolitik

Die wesentliche Neuerung des Modells von Perotti (1993)
bildet die explizite Einbindung eines privaten Bildungs-
sektors, über den Investitionen in Bildung Auswirkungen
auf das allgemeine Einkommensniveau haben. Angenom-
men seien positive externe Effekte von Bildung, so dass
nicht nur die investierenden Individuen profitieren, son-
dern mittelbar auch die gesamte Gesellschaft. Je mehr In-
dividuen in Bildung investieren, desto höher werden die
Einkommen der Gesamtheit aller Individuen (sog. „Durch-
sickerungseffekt“).

Auch bei Perotti kommt dem Medianwähler als ausschlag-
gebender Wähler eine entscheidende Rolle zu. Dieser
wählt die für ihn nutzenmaximierende Steuerrate und be-
stimmt damit den geltenden Steuersatz, die Höhe dieses
Steuersatzes wirkt wiederum auf die Investitionsentschei-
dungen der anderen Einkommensklassen zurück. Dies
wird zudem in ein non-overlapping generations model er-
weitert. Ein verstorbenes Individuum werde zeitgleich
durch einen Nachkommen ersetzt, der die Zugehörigkeit
zur Einkommensklasse seines Vorgängers als „angeboren“
in die Wiege gelegt bekommt. Diese Aneinanderreihung
zweiperiodiger Prozesse wiederhole sich unendlich oft.
Dabei können Individuen in der jeweils ersten Periode er-
neut über die Höhe der Einkommensteuer entscheiden und
in Bildung investieren, was in der zweiten Periode wieder-
um zu Auswirkungen auf die Einkommen anderer Indivi-
duen führt. Abb. 2 fasst die Modellarchitektur zusammen.

Die Anfangsverteilung der Einkommen hat mithin einen
elementaren Einfluss auf das sich einstellende Gleichge-
wicht. So erfährt etwa eine extrem ungleiche Ökonomie zu
Beginn hohe Wachstumsraten. Es entstünde aufgrund der
Bildungsinvestitionen der reichen Individuen und der da-
durch ausgelösten Produktivitätssteigerung in allen Ein-
kommensklassen gleichsam ein Initialspurt. Um mittel-
bzw. langfristig allerdings weiter wachsen zu können, er-
fordert das Modell eine gleichmäßigere Verteilung der
Einkommen, d. h. auch die mittleren bzw. unteren Ein-
kommensklassen müssten über ausreichend Kapital zur
Weiterbildung verfügen. Im Ergebnis würde eine Gesell-
schaft mit sehr großen Einkommensungleichheiten in
einer solchen Modellierung auf einem relativ geringen

Einkommensniveau verharren, da mittlere und untere Ein-
kommensschichten nie die Möglichkeit erhielten, in Bil-
dung zu investieren.

2.2. Staatliche Umverteilung und Bereitstellung
öffentlicher Güter

Eine grundsätzlich diskutierte Frage der Finanzwissen-
schaft lautet, ob und in welchem Maße der Staat öffent-
liche Güter zur Verfügung stellen soll. Der wesentliche
Gedanke lautet, auftretendes Marktversagen durch staat-
liche Eingriffe zu korrigieren und das soziale Optimum
wieder dadurch zu etablieren, dass der Staat – idealiter et-
wa in Gestalt eines wohlwollenden Diktators gedacht –
entsprechende Politikmaßnahmen durchführt. Die politi-
sche Wirklichkeit ist selbstredend vielschichtiger, und ver-
wandte Fragestellungen, etwa die nach den Handlungskal-
külen der einzelnen Akteure in der Politik, werden in der
Public-Choice-Forschung theoretisch wie empirisch ana-
lysiert (einführend etwa Blankart, 2011; zu den grundsätz-
lichen Perspektivenunterschieden zwischen traditioneller
Finanzwissenschaft und Public Choice vgl. etwa Frey/
Kirchgässner, 2002). Im folgenden Abschnitt soll der Fra-
ge nachgegangen werden, inwieweit durch staatliches Be-
reitstellen von öffentlichen Gütern das Wechselspiel von
Wachstum und (Un-)gleichheit beeinflusst werden könnte.

2.2.1. Öffentliche Güter im Allgemeinen

Alesina/Rodrik (1994) unterstreichen die Bedeutung öf-
fentlicher Güter als unerlässlich für ein funktionierendes
Wirtschaftssystem. Durch eine effektive wie effiziente
Bereitstellung dieser erhöht sich die Produktivität der be-
trachteten Ökonomie als solche, aber auch die Produktivi-
tät und die Löhne der einzelnen Akteure werden hierdurch
letztlich steigen.

Es sei ein endogenes Wachstumsmodell mit Arbeit und Ka-
pital als primären Produktionsfaktoren betrachtet. Außer-
dem sei angenommen, dass die Privatwirtschaft die Bereit-
stellung eines öffentlichen Gutes benötigt (man denke etwa
an ein funktionierendes Justizsystem). Die aggregierte
Produktionsfunktion y hängt von einem technologischen
Parameter A, aggregiertem Kapitalstock k, aggregier-
tem „Arbeitsbestand“ l und den aggregierten Staatsaus-
gaben zur Bereitstellung des öffentlichen Gutes g ab:

y = Akα g1–α l1–α , 0 < α < 1 (2.1)

Umverteilungspolitik hat also direkten Einfluss auf die
Wachstumspolitik: Um seine Ausgaben zu finanzieren, er-
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Abb. 3: Schematische Darstel-
lung des Modells von Alesina/
Rodrik

hebt der Staat in gleicher Höhe proportionale Kapitalsteu-
ern. Eine wesentliche Rolle spielt diesbezüglich die soge-
nannte „relative Faktorenausstattung“ � i eines Indivi-
duums i:

σ i =
li

ki

k

, σ i ∈[0, � ) (2.2)

σ i ist als der Quotient des Anteils am aggregierten Ar-
beitsbestand l und des Anteils am aggregierten Kapitalbe-
stand k eines Individuums definiert, wobei l im Modell zu
eins normiert wird. Dabei deutet ein großes σ i auf eine
schwache Kapitalausstattung hin und umgekehrt. Aus der
festgelegten Nutzenfunktion eines Individuums resultiert:
Je kapitalschwächer ein Individuum, desto höher ist seine
präferierte Kapitalsteuerrate. Selbst „pure Kapitalisten“
bevorzugen eine positive Besteuerungsrate des Kapitals,
da Staatsausgaben positiven Einfluss auf das Wachstum
haben (sofern die Steuerquote unter der wachstumsmaxi-
mierenden liegt). Alle Individuen mit einem Arbeitsanteil
in ihrer Faktorenausstattung bevorzugen immer höhere
Steuern als ein „purer Kapitalist“. Abb. 3 fasst dies gra-
phisch zusammen.

Die Besteuerung des Kapitals hat zwei wesentliche Konse-
quenzen, da diese zum einen den Nettoertrag von Kapital-
eignern beeinflusst, zum anderen aber auch Folgen für das
Lohnniveau hat. Dies sei anhand steigender Einkommen-
steuern illustriert: Steigende Steuern führen kurzfristig zu
größerer staatlicher Aktivität g, was zu einer erhöhten Pro-
duktivität und höheren Löhnen führt. Langfristig jedoch
hemmt eine höhere Steuer die Kapitalakkumulation, so
dass die Produktivität zusammen mit dem Lohnniveau
langsamer wächst.

Gehen wir nun auf die Dynamik hinter dem Wahlpro-
zess ein: In einer absolut gleichen Gesellschaft ist die rela-
tive Faktorenausstattung σ i jedes Individuums gleich eins.
Die Differenz zwischen der relativen Faktorenausstattung
σ m des Medianwählers und eins (als egalitärer Maßstab)
dient somit als Größe, um Ungleichheit in der Gesellschaft
zu beschreiben. Je größer diese Differenz, desto weiter
sind Median- und Durchschnittskapitalausstattung von-
einander entfernt, desto schwächer ist der Medianwähler
mit Kapital ausgestattet, desto ungleicher ist das Einkom-
men und der Wohlstand in der Gesellschaft verteilt. Ein
größeres σ m führt zu einer höheren Gleichheitspräferenz
und einem höheren idealen Steuersatz des Medianwählers,
was geringeres langfristiges Wachstum impliziert. Wenn
also größere Teile der Gesellschaft von einkommensgene-
rierendem Wirtschaftskapital ausgeschlossen sind, ist es

wahrscheinlicher, dass Gewinne besteuert werden und so-
mit Wachstum gehemmt wird.

Wohlfahrtsökonomen empfehlen bisweilen, die Steigerung
des Gesamtoutputs einer Ökonomie als Entscheidungs-
maßstab eines wohlwollenden Diktators heranzuziehen
(vgl. etwa Feldman, 2008). In diesem Modellrahmen wür-
de ein solcher offensichtlich den von „puren Kapitalisten“
bevorzugten Steuersatz festlegen, um den langfristigen
Gesamtoutput zu maximieren. Deutlich wird allerdings
auch, dass eine solche Empfehlung nur in einem weiter ge-
fassten Kontext zu beurteilen ist: Neben einer wirklich-
keitsgetreueren Modellierung durch Einbezug demokrati-
scher Abstimmungsmechanismen können solcherart auch
„vielschichtigere“, etwa um soziale Aspekte erweiterte
Theorien emuliert werden. Das Modell von Alesina/Rodrik
zeigt, dass Maximierung des Wachstums nicht deckungs-
gleich mit der Maximierung des Nutzens des repräsentati-
ven Individuums ist.

2.2.2. Bildung als öffentliches Gut

In einem nächsten Schritt soll die Idee eines Bildungssek-
tors aufgegriffen werden, um die Humankapitalausstattun-
gen von Individuen zu endogenisieren. Allerdings sei Bil-
dung diesmal auch als öffentliche Ressource betrachtet.
Der durch Bildungsinvestitionen wachsende Humankapi-
talstock dient dabei als zentrale Größe – ein bereits bei
Persson/Tabellini angedeuteter Zusammenhang, den Pe-
rotti expliziert –, um (langfristiges) Wachstum zu erklären.
Wir werden uns diese Art der Modellierung anhand zweier
Beispiele vergegenwärtigen und nach der Art der staat-
lichen Umverteilung unterscheiden.

Eindimensionale staatliche Umverteilung

Saint-Paul/Verdier (1993) thematisieren das Wechselspiel
von Umverteilung und Wachstum durch Analyse der Um-
verteilung über einen öffentlichen Bildungssektor. Die Ur-
sache für Einkommensungleichheit sei eine unterschied-
liche Humankapitalausstattung der Individuen. Dabei set-
ze sich Humankapital zusammen aus von Eltern ererbtem
Humankapital und öffentlicher Bildung. Letztere wird
durch eine proportionale Einkommensteuer finanziert, die
in jeder Periode durch einen majority rule process festge-
setzt wird. Öffentliche Bildung soll egalitär zur Verfügung
gestellt werden. Der Lohn eines Individuums entspricht
dem Produkt seines Humankapitals und der in Arbeit in-
vestierten Zeit.

Wachstum wird daher durch die vom Medianwähler fest-
gelegte Steuerhöhe, den Umfang der hieraus finanzierten
Bildungsmaßnahmen und der resultierenden Veränderung
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Abb. 4: Schematische Darstel-
lung des Modells von Saint-
Paul/Verdier

Abb. 5: Schematische Darstel-
lung des Modells von Boldrin

des durchschnittlichen Humankapitals in der Bevölkerung
bestimmt. Bei relativ hoher Einkommensungleichheit wird
(aufgrund des relativ großen Abstandes des Medianwäh-
lers zum mittleren Einkommen) relativ viel öffentliche
Bildung bereitgestellt, was modellgemäß zu hohen Wachs-
tumsraten führt. Infolgedessen werden die Humankapital-
ausstattungen und somit auch die Einkommen der relativ
armen Individuen im Vergleich zu wohlhabenderen, be-
reits gebildeteren Individuen schneller wachsen. Schließ-
lich wird der relative Abstand zwischen ursprünglich ho-
hen und niedrigen Einkommensklassen geringer – es
kommt also zu einem Konvergenzprozess –, und die Ein-
kommensverteilung strebt gegen eine Gleichverteilung. Je
länger dieser Prozess läuft, desto näher befindet sich der
Medianwähler am mittleren Einkommen, und die Bereit-
schaft, in öffentliche Bildung zu investieren, schwindet:
der Wachstumsprozess verlangsamt sich. Abb. 4 schildert
dies graphisch.

Zweidimensionale staatliche Umverteilung

Im Modell von Boldrin (1993, 2005) gibt es zwei sich ge-
genseitig ergänzende Produktionsfaktoren: physisches Ka-
pital und Humankapital. Verwendet wird ein dreiperiodi-
ges overlapping generations model, die Bevölkerung wird
in „jung“, „mittelalt“ und „alt“ eingeteilt. Die Jungen wäh-
len zwischen Schule und Freizeit, die Mittelalten zwischen
Arbeit und Freizeit, die Alten konsumieren ihre Ersparnis-
se. Das Einkommen in mittlerem Alter, das von der indivi-
duellen Humankapitalausstattung abhängt, wird für Kon-
sum und Sparen verwendet. Die Wachstumsrate des Hu-
mankapitals resultiert aus der dafür investierten Zeit und
dem zur Verfügung gestellten physischen Kapital.

Zu Beginn jeder Periode stimmen alle wahlberechtigten
(sprich mittelalte und alte) Bürger über die Höhe der Ein-
kommensteuer ab. Auch hier wird ein majority rule pro-
cess betrachtet und also das Medianwählermodell verwen-
det. Aufgrund der Verwendung des dreiperiodigen Genera-
tionenmodells sind die Mechanismen hinter den Wahlent-
scheidungen zu unterscheiden: Zunächst stellt sich heraus,
dass der Medianwähler das repräsentative Individuum der
Mittelalten ist. Sofort einsichtig ist, dass die von der alten

Bevölkerung favorisierte Steuer gleich null sein wird, da
sie bei jeglicher positiver Besteuerung gegenwärtiges Ein-
kommen verlieren, aber zukünftig (etwa in Form eines we-
gen des höheren Bildungsniveaus vorhandenen Wachs-
tums) nicht mehr davon profitieren würden. Bei den mit-
telalten Wählern ist zu berücksichtigen, dass diese als Ei-
gentümer des Kapitalstocks in der nächsten Periode daran
interessiert sein werden, diesen bestmöglich rentieren zu
lassen, was insbesondere bei hohem Humankapitalniveau
der Fall ist. Individuen mit heute hohem Einkommen wer-
den morgen die Besitzer des Kapitalstocks sein, so dass
der Anteil des akkumulierten nationalen Einkommens, der
für öffentliche Bildung bereitgestellt wird, mit steigendem
Medianwählereinkommen wiederum wächst. Bei geringe-
rer Einkommensungleichheit besitzt der Medianwähler in
Zukunft einen größeren Kapitalstock, was zu höheren Bil-
dungsausgaben und höherem Wachstum führt. Umgekehrt
ist zu konstatieren, dass unter genannten Modellannahmen
Einkommensungleichheit zukünftiges Wachstum hemmt.
Abb. 5 stellt dies graphisch dar.

3. Empirische Belege

Auch wenn hier die theoretische Modellierung im Vorder-
grund stand, so soll auch auf empirische Ergebnisse kurz
eingegangen sein. Bei den hier referierten Modellen füh-
ren lediglich Alesina/Rodrik und Persson/Tabellini empiri-
sche Analysen durch.

Alesina/Rodrik verwenden dazu zwei Datensätze: Der ers-
te enthält Statistiken verschiedener Länder aus den Jahren
1960 bis 1985, der zweite von 1970 bis 1985. Bei beiden
Datensätzen werden jeweils zwei Regressionen durchge-
führt: Zum einen ausschließlich mit hochqualitativen Da-
ten aus OECD-Ländern; zum anderen mit Daten, die zwar
auch Entwicklungsländer berücksichtigen und also eine
breitere Basis besitzen, qualitativ aber nicht immer den
höchsten Standards gerecht werden. In alle Regressionen
fließen folgende exogene Variablen ein: das Pro-Kopf-
Bruttoinlandsprodukt im Ausgangsjahr (1960 bzw. 1970),
der Anteil der an Grundschulen registrierten Schüler in der
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Referenzaltersklasse im Ausgangsjahr, ein Maß für Ein-
kommensungleichheit im Ausgangsjahr, ein Maß für Ver-
mögensungleichheit im Ausgangsjahr (hierzu werden
Landverteilungsdaten verwendet) und eine „Dummy“-Va-
riable, die anzeigt, ob das betrachtete Land demokratisch
ist oder nicht. In allen Fällen bildet die endogene Variable
das darauffolgende Wachstum. Insgesamt zeigt sich, dass
Einkommens- und vor allem Vermögensungleichheiten si-
gnifikant negativ mit darauffolgendem Wachstum korre-
liert sind. Dabei steigt mit der Verwendung qualitativ hö-
herwertiger Daten die Signifikanz der Ergebnisse sogar
weiter an.

Persson/Tabellini verwenden ebenfalls zwei Datensätze:
einen ersten mit einer langen Zeitreihe von 1830 bis 1985
und einen kürzeren, der die Jahre von 1960 bis 1985 um-
fasst. Der „historische“ Datensatz ist in zwanzigjährige
Perioden (bis auf die letzte) unterteilt und enthält aus-
schließlich Daten europäischer Länder und der USA. Die
exogenen Variablen darin sind: ein Maß zur Einkommens-
verteilung zum jeweiligen Beginn einer Periode, ein Maß
zur Ausgrenzungsrate bestimmter sozialer Gruppen bei
Wahlen in der jeweiligen Periode, ein Maß zur Bestim-
mung des Bildungsniveaus zu Beginn der jeweiligen Peri-
ode und ein Maß zum jeweiligen Entwicklungsstand des
Landes zu Beginn der jeweiligen Periode. Die endogene
Variable ist das darauffolgende Wachstum in der jeweili-
gen Periode. Es zeigt sich, dass Ungleichheit einen signifi-
kant ausgeprägten negativen Einfluss auf das Wachstum
hat. Die anschließende Sensitivitätsanalyse kann die Aus-
sagekraft des Resultats weitgehend bestätigen. Das gene-
relle Problem empirischer Forschung, dass weitere signifi-
kante exogene Variablen eventuell übersehen werden (sog.
„omitted variable bias“), kann zwar nie ausgeschlossen
werden, doch weisen die Ergebnisse aufgrund der Prüfung
durch verschiedene statistische Tests einen hohen Grad an
Plausibilität auf. Der zweite Datensatz verzichtet auf das
Maß zur Ausgrenzungsrate bestimmter sozialer Gruppen
bei Wahlen, alle anderen Variablen bleiben ansonsten er-
halten. Auch diese Auswertung, die Daten aus 56 Ländern
mit verlässlicher Informationsqualität zusammenträgt,
zeigt, dass Einkommensgleichheit zum Start der beobach-
teten Zeitreihen einen signifikanten positiven Effekt auf
das darauffolgende Wachstum mit sich bringt. Eine wie-
derum durchgeführte Sensitivitätsanalyse bestätigt die gu-
te Qualität der Ergebnisse.

Wenn man wie Persson/Tabellini und Alesina/Rodrik den
Anspruch verfolgt, die verschiedensten politischen Kanä-
le, durch die Einkommensungleichheiten entgegengewirkt
werden kann, theoretisch zu modellieren, wird in der em-
pirischen Überprüfung das Problem virulent, dass viele
dieser Maßnahmen nur schwer gemessen und parametri-
siert werden können. Das Fehlen brauchbarer Datensätze
erschwert die konkrete empirische Untersuchung. Daher
beschränken sich Alesina/Rodrik auf den Zusammenhang
zwischen Ungleichheit in der Einkommens- bzw. Vermö-
gensverteilung und Wachstum. Die Art der Umverteilung,
ja die Umverteilung selbst, bleibt in der empirischen Über-
prüfung bewusst ausgeklammert.

Persson/Tabellini erkennen, dass das ausschließliche Tes-
ten der beiden Enden ihrer Argumentationskette (mehr
Gleichheit führt zu höherem Wachstum) noch lange keinen
Beweis für die Richtigkeit ihres Modells liefert, und prü-
fen auch die kausalen Zusammenhänge der einzelnen
Glieder (mehr Gleichheit führt zu weniger Umverteilung,
was zu mehr Kapitalrücklagen führt, wodurch das Wachs-
tum beschleunigt wird). Tatsächlich finden sie auch bei
dieser Detailüberprüfung ihres Modells Hinweise auf die
Richtigkeit der unterstellten Hypothesen. Doch auch hier
sind Grenzen der Untersuchbarkeit durch fehlende Daten-
sätze gegeben. Als Maß für Umverteilung können ledig-
lich monetäre Transferleistungen herangezogen werden.

Empirisch eindeutige Belege für die in Bezug auf die Defi-
nition von „Kapital“ (Alesina/Rodrik) oder „Ersparnis“
(Persson/Tabellini) allgemein gehaltenen Theorien bleiben
ein Desiderat. Bei Relaxation der genannten Begriffe auf
gut messbare Größen, wie etwa „physische Ersparnis“
oder „physisches Kapital“, liefern beide Modelle, vor al-
lem das von Persson/Tabellini, fundierte Hinweise darauf,
dass Einkommens- oder Vermögensungleichheiten letzt-
endlich negative Auswirkungen auf das Wachstum impli-
zieren. Auch die seither erfolgte Forschung hat wiederholt
den Versuch unternommen, eindeutigere empirische Be-
funde aufzuspüren – bis heute allerdings mit widersprüch-
lichen Ergebnissen.

4. Fazit

Wie an repräsentativen Papieren zu zeigen versucht wurde,
gab es vor den Arbeiten von Persson/Tabellini und Alesi-
na/Rodrik keine einheitliche Richtung in der politökono-
mischen Betrachtung des Zusammenhangs von Ungleich-
heit und Wachstum. Während viele Beiträge zu dem theo-
retischen Ergebnis kommen, dass Ungleichheit negative
Auswirkungen auf das Wachstum impliziere, existieren
auch Modelle, wie etwa das von Saint-Paul/Verdier behan-
delte, die genau gegenteilige theoretische Ergebnisse zeiti-
gen. Die vielleicht wichtigste Leistung von Persson/Tabel-
lini und Alesina/Rodrik war, modelltheoretische Ansätze
mit empirischen Untersuchungen zu verschränken. Trotz
aller in Abschnitt 3 diskutierten Probleme und Schwächen
der empirischen Überprüfung, die methodisch und kon-
zeptionell aus Hypothesentests resultieren, ist zu konsta-
tieren, dass beide Aufsätze damit der Diskussion eine neue
Qualität zu geben vermochten und beide die Titelfrage die-
ses Aufsatzes bejahen: Ungleichheit hat mithin negative
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum.

In einer differenzierten, insbesondere auch empirische Be-
lange berücksichtigenden Analyse aller möglichen politi-
schen Wirkkanäle zu Ungleichheit, Umverteilung und
Wachstum liegen bis heute fruchtbare Forschungsfragen.
Persson/Tabellini sehen selbst als nächsten Schritt, die bis-
her gegebene Einkommensverteilung und das Wachstum
in einem dynamic political equilibrium zu endogenisieren,
d. h. modellinhärent erklären zu wollen. Damit würden sie
zwei wichtige Forschungsstränge – den Einfluss von
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(Un-)Gleichheit auf Wachstum und den Einfluss von
Wachstum auf (Un-)Gleichheit – in sich vereinen. Zwar
liefern die hier vorgestellten Arbeiten erste Ansätze zum
besseren theoretischen Verständnis, doch ist die Synthese-
arbeit eines Modells, das die interdependenten Zusammen-
hänge von Wachstum, Ungleichheit und Bildung in ihren
dynamischen Wechselspielen aufzeigt und in sich vereint,
erst noch zu leisten.
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